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Umsatzsteuer Aktuell 
Financial Services Update

EuGH zur Berechnung des Vorsteuerschlüssels 
einer Zweigniederlassung

Der EuGH hat am 24. Jänner 2019, 
Rs C-165/17, Morgan Stanley, zur 
Berechnung des Vorsteuerschlüssels 
einer französischen Zweigniederlas-
sung mit Stammhaus im UK entschie-
den.

1.) Sachverhalt

Morgan Stanley & Co International 
plc hatte eine Zweigniederlassung 
(feste Niederlassung) in Paris, die 
einerseits Bank- und Finanzlei-
stungen gegenüber lokalen Kunden 
erbrachte und andererseits (entgelt-
liche) Dienstleistungen gegenüber 
der Hauptniederlassung, welche sie 
als reine Innenleistungen nicht der 
Mehrwertsteuer unterworfen hat. Für 
die Umsätze gegenüber lokalen Kun-
den hatte sie, wie nach nationalem 
französischem Recht möglich, zur 
Umsatzsteuerpflicht optiert. Die in 
Zusammenhang mit beiden Arten von 
Leistungen anfallende und gezahlte 
Mehrwertsteuer hatte sie als Vorsteu-
er abgezogen.

Strittig war, inwieweit die Zweig-
niederlassung berechtigt war, den 
Vorsteuerabzug auf jene Eingangslei-
stungen geltend zu machen, die zum 
Zweck der Bewirkung von Umsätzen 
gegenüber der Hauptniederlassung 
bezogen worden sind und wie hin-
sichtlich allgemeiner Aufwendungen 
vorzugehen war, die sowohl zum 
Zweck der Bewirkung von Umsätzen 
gegenüber lokalen Kunden als auch 
gegenüber der Hauptniederlassung 
bezogen wurden.

Der EuGH hatte sodann zu entschei-
den, ob:

(i) auf Ausgaben einer Zweignie-
derlassung, die ausschließlich zum 
Zweck der Erbringung von Umsätzen 
gegenüber der Hauptniederlassung 
bezogen wurden, der pro-rata Satz 
der Zweigniederlassung, jener der 
Hauptniederlassung oder ein pro-rata 
Satz anzuwenden ist, der die in den 
beiden Mitgliedstaaten bestehenden 
Regelungen kombiniert, insbesondere 
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in Hinblick auf eine bestehende Opti-
onsregelung, sowie 

(ii) welche Regelungen im Fall, dass 
Aufwendungen sowohl für Umsätze 
der Zweigniederlassung als auch 
jener der Hauptniederlassung beitra-
gen, anwendbar sind.

2.) Entscheidung des EuGH
 
Der EuGH führt zunächst aus, dass 
das Recht auf Vorsteuerabzug in 
einem Fall wie dem vorliegenden 
von zwei Voraussetzungen abhängt. 
Einerseits nämlich müssen die 
fraglichen Ausgangsleistungen im 
Land, in dem diese bewirkt werden, 
steuerpflichtig sein (zum Vorsteuer-
abzug berechtigen), und andererseits 
müssten diese Umsätze auch in jenem 
Mitgliedsstaat, in dem die betref-
fenden Ausgaben getätigt wurden, 
steuerpflichtig sein (zum Vorsteue-
rabzug berechtigen). Diese Voraus-
setzungen sind vorliegend erfüllt, da 
die Umsätze der Hauptniederlassung, 
wären sie im Land der Zweignieder-
lassung bewirkt worden, aufgrund 
der vorgesehenen und auch ausge-
übten Optionsmöglichkeit besteuert 
würden.

Da Haupt- und Zweigniederlassung 
idR als einziger Steuerpflichtiger 
anzusehen sind, ist die Zweignieder-
lassung berechtigt, auch jene Vor-
steuern geltend zu machen, die mit 
den von der Hauptniederlassung im 
anderen Land bewirkten Umsätzen 
in Zusammenhang stehen. Voraus-
setzung hierfür ist, dass das Recht 
auf Vorsteuerabzug auch zustünde, 
wenn die Umsätze im Staat der 
Zweigniederlassung bewirkt worden 
wären.

Soweit nun Aufwendungen der 
Zweigniederlassung ausschließlich 
sowohl steuerpflichtige und steuer-
freie Umsätze der Hauptniederlas-
sung bezogen wurden, berechtigen 
die Zweigniederlassung anteilig 
zum Vorsteuerabzug. Der pro-rata 
Satz ist in diesem Fall auf Basis 
jener Umsätze der Hauptniederlas-
sung zu berechnen, für welche die 
Aufwendungen der Zweignieder-
lassung bezogen wurden. Es ist also 
nicht der pro-rata Satz auf Basis 
der Gesamtumsätze der Hauptnie-
derlassung anzuwenden (siehe idZ 
bereits EuGH 12.9.2013, C-388/11, 
Le Credit Lyonnais).

Festzuhalten ist auch, dass nicht der 
Umsatz der Zweigniederlassung mit 
der Hauptniederlassung als Berech-
nungsbasis herangezogen werden 
kann, da es sich hierbei um nicht 
steuerbare Innenumsätze handelt.

Bei Bezug gemischter Aufwendungen, 
die der Hauptniederlassung in einem 
anderen Mitgliedstaat zuzuordnen 
sind, ist daher ein pro-rata Satz anzu-
wenden, der ausschließlich auf Basis 
jener Umsätze der Hauptniederlas-
sung zu berechnen ist, für welche die 
Leistungen bezogen wurden.

Hinsichtlich allgemeiner Kosten ist 
festzuhalten, dass bei Berechnung des 
pro-rata Satzes nur diejenigen Umsät-
ze der Hauptniederlassung zu berück-
sichtigen sind, die bei Bewirkung im 
Staat der Zweigniederlassung eben-
falls ein Recht auf Vorsteuerabzug 
zustünde.

3.) Praktische Bedeutung
 
 Der EuGH stellt klar, dass für Zwecke 
der Berechnung des pro-rata-Satzes 
einer Zweigniederlassung dann auch 
die Umsätze der Hauptniederlassung 
zu berücksichtigen sind, wenn die 
Zweigniederlassung Leistungen für 
die Hauptniederlassung erbringt und 
die Eingangsleistungen (auch) im 
Zusammenhang mit diesen Leistun-
gen stehen. 

Offen bleibt, wie vorzugehen ist, 
wenn ein anderer als ein Umsatz-
schlüssel verwendet wird sowie wie 
die Aufteilung zu erfolgen hat, wenn 



Leistungen an ein im Drittland ansäs-
siges Stammhaus erbracht werden. 
Dies scheint insbesondere vor dem 
Hintergrund des bevorstehenden 
Brexit von Relevanz.

Nach österreichischer Rechtsla-
ge steht die Sachgerechtheit bzw. 
Angemessenheit eines errechneten 
Vorsteuerschlüssels im Vordergrund. 
Soweit die Berücksichtigung von 
Umsätzen des Stammhauses daher 
vor dem Hintergrund eines sachge-
rechten Vorsteuerschlüssels erforder-
lich war, schien diese Auffassung des 
EuGH uE bereits bisher vertretbar. 
Dies wird freilich nur jene Umsätze 
betreffen, die nach österreichischer 
Rechtslage (diese sieht keine Options-
möglichkeit vor) zum Vorsteuerabzug 
berechtigen. 

Soweit eine Leistungserbringung an 
die Hauptniederlassung bisher keine 
Berücksichtigung bei der Berechnung 
des Vorsteuerschlüssels findet, wäre 
zu prüfen, inwieweit nunmehr zusätz-
liche Argumente für die Berücksichti-
gung von Umsätzen der Hauptnieder-
lassung bestehen.

Betroffen werden insbesondere jene 
Institute sein, bei denen es umfang-
reiche (entgeltliche) Leistungsbezie-
hungen zwischen Stammhaus und 
Zweigniederlassung gibt.

Gerne stehen wir für Rückfragen zur 
Verfügung!
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